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I. Begründung gemäß § 9 Abs. 8 BauGB zum Bebauungsplan 01-207
„Josefinenstraße Süd“ Sigmaringen

1. Grund für die Aufstellung

Die Bebauung der Josefinenstraße – zu der Zeit mit dem Namen ‚Krauchenwieser
Straße‘ – begann Mitte des 19. Jahrhunderts. Um die Jahrhundertwende erkannten die
städtischen Honoratiorenkreise die Hanglage als bevorzugte Adresse und so entstanden
dort einige sehr repräsentative Häuser im Architekturstil des Historismus und des
Jugendstils.

Villa Dopfer 1850 (Nr. 8)           Villa Belser 1901/04 (Nr. 17)
     (Kulturdenkmal)

Villa Steidle 1910 (Nr. 7)          Handwerkerheim 1911 (Nr. 8/1)

Nach dem ersten Weltkrieg begann angesichts der großen Wohnungsnot auf der Höhe des
Josefsbergs westlich der Josefinenstraße die Errichtung der Fürst-Wilhelm-Siedlung. Mit
einer zweiten Bauphase in den 30er Jahren und weiter nach 1945 wurde die Kuppe des
Josefsbergs weitgehend mit Wohnhäusern umbaut.

Derzeitige Eigentümerwechsel im Bereich „Josefinenstraße Süd“, einige Flurstücke ohne
oder mit nur geringem Anteil an bebauter Fläche sowie der Gemeinderatsbeschluss vom
Oktober 2014 zur zukünftigen Entwicklung des Gebäudes der ehemaligen
Handwerkskammer (Vorlage 182/2014) begründen die Aufstellung dieses
Bebauungsplans.
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Zentraler Planbereich der Josefinenstraße mit Blick Richtung Innenstadt

Gegenwärtig würde die Zulässigkeit von geplanten Vorhaben nach § 34 BauGB beurteilt.
Da dies in Vergangenheit mit teilweiser Unschärfe der einzelnen Beurteilungskriterien an
der für Sigmaringen bedeutsamen Straße bei einzelnen Vorhaben zu intensiver
Auseinandersetzung führte, soll mit dem Bebauungsplan „Josefinenstraße Süd“
zusammen mit den örtlichen Bauvorschriften ein städtebaulich-gestalterischer Rahmen
geschaffen werden, der basierend auf gegebenen Qualitäten konkrete Festsetzungen
definiert, um die zukünftige Entwicklung zu steuern.

Zur Aufstellung dieses Bebauungsplanes sind mögliche Alternativen andernorts nicht
betrachtet worden, da es um die Stärkung und Steuerung genau dieses Standorts geht.

Neben der Ausformulierung städtebaulicher Kenndaten soll das Entwicklungspotenzial mit
Verdichtung im bestehenden Siedlungsbereich aufgezeigt und damit eine mögliche
innenstadtnahe Wohnbebauung als Innenentwicklung angeregt und geordnet werden.

2. Lage und Abgrenzung des Gebiets

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans „Josefinenstraße Süd“ erstreckt sich über
41.909 m2. Der genaue Geltungsbereich ist im Plan „01-207“ zeichnerisch festgelegt.
Er beginnt mit der Josefstraße im Westen, schließt den Bereich zwischen Feldstraße und
Josefinenstraße ein und umfasst den Bereich zwischen Josefsberg und Josefinenstraße
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sowie die östlich an die Josefinenstraße angrenzenden Einmündungsbereiche der
Straßen Alemannenweg, Lauchertstraße, Hedingerstraße und Gymnasiumstraße.

3. Geltendes Recht und Verfahren

Als „Bebauungsplan der Innenentwicklung“ wird das „beschleunigte Verfahren“ nach
§ 13a BauGB angewandt. Die Voraussetzungen für die Anwendbarkeit des
beschleunigten Verfahrens stellen sich wie folgt dar:

- 3.1. Das Planungsgebiet liegt innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils und
folgt gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB der Planungsleitlinie, die Fortentwicklung der
Bebauung innerhalb des gegebenen Siedlungsbereichs anzulegen.

- 3.2. Die zulässige Grundfläche liegt bei Baugrundstücken von insgesamt etwa 30.000 m2

und einer einheitlichen maximalen Grundflächenzahl von 0,4 mit 12.000 m2 unterhalb der
zulässigen Höchstgrenze von 20.000 m2 (Fallgruppe 1: § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB).
Die ebenfalls im beschleunigten Verfahren durchgeführte Bebauungsplanänderung „Hinter
der Buchhalde“ (01-67.6) wurde am 27.7.2017 rechtskräftig. Diese Fläche liegt räumlich
nah, aber nicht angrenzend. Zudem wird sie wegen des zeitlichen Abstands sowie des
anderen Inhalts und Planungsziels (Umnutzung einer Gewerbebrache, Umwandlung von
Misch- zu Wohngebiet) nicht in die Flächenberechnung einbezogen.

- 3.3. Der Bebauungsplan gilt ausschließlich für Vorhaben, die keine Prüfung nach dem
Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz erfordern (§ 13a Abs. 1 Satz 4 BauGB). Dieser
Bebauungsplan ist nicht UVP-pflichtig.

- 3.4. Aufgrund dieses Bebauungsplans werden keine der in § 1 Abs. 6 Nr. 7b BauGB
genannten Schutzgüter (Flora-Fauna-Habitat- und Vogelschutzgebiete) beeinträchtigt.
(§ 13a Abs. 1 Satz 5 BauGB)

Dementsprechend vereinfacht sich das Verfahren folgendermaßen:

• keine Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB,
• die frühzeitige Bürger- und Behördenbeteiligung entfällt,
• Ausgleichsverpflichtung nach § 1a Abs. 3 BauGB entfällt,
• auf die Angaben, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind (nach § 3
Abs. 2 Satz 2 BauGB), wird verzichtet,
• keine zusammenfassende Erklärung nach § 10 Abs. 4 BauGB,
• kein Monitoring gemäß § 4c BauGB.

Im Flächennutzungsplan (FNP) des Gemeindeverwaltungsverbandes Sigmaringen liegt der
Planungsbereich in einer Wohnbaufläche. Die Parzelle für gemeinnützige Einrichtungen
wird aktuell für betreutes Wohnen des Therapiezentrums „Hausen im Tal“ genutzt. Damit
ist die geplante Art der Nutzung „allgemeines Wohngebiet“ gemäß § 8 Abs. 2 BauGB aus
dem FNP entwickelt.
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FNP Ausschnitt im Bereich des B-Plans 01-207 (gelbe Umrandung)

4. Verkehrserschließung

Als Bestandsquartier sind alle Grundstücke erschlossen. Eine geänderte Widmung oder
Gliederung der Verkehrsflächen ist im Rahmen dieses Bebauungsplans nicht erforderlich
und nicht beabsichtigt.
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5. Ver- und Entsorgung des Plangebietes

Die Ver- und Entsorgung mit Wasser, Strom, Gas und Telekommunikation sowie Abwasser
ist über die bestehende Leitungsinfrastruktur der Feldstraße, Josefstraße, Kapellenstraße
und Josefinenstraße gesichert.

6. Bodenordnende Maßnahmen

Es werden keine bodenordnenden Maßnahmen erforderlich.
Mit Ausnahme der öffentlichen Verkehrsflächen sind alle Flurstücke des Plangebietes
Privateigentum.

7. Planungskonzept und Begründung der planungsrechtlichen Festsetzungen

Neben der Analyse der vorhandenen Baustruktur finden auch die angrenzenden
Bebauungspläne Berücksichtigung bei der Planung.

(A) Westlich des Plangebietes - „Hinter der Buchhalde“ 01-67 (1987) mit 6. Änderung
(2017) hat folgende wesentliche Festsetzungen: Mischgebiet und allgemeines
Wohngebiet; maximal II (zwei) Vollgeschosse; GRZ 0,4; GFZ 0,8; offene Bauweise;
Satteldach mit 25° - 32° Dachneigung, aktuell auch Satteldach/Walmdach/Flachdach/
Pultdach.

(B) Nördlich des Plangebietes - „Ausschluss von Vergnügungsstätten“ 01-148 (1997)

(C) Nördlich des Plangebietes - „Bauflucht östlich der Josefinenstraße 01-169 (2004):
Baulinie.
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Zum Maß der Bebauung wird die Zahl der Vollgeschosse betrachtet (Beurteilung nach
LBO § 2 Abs. 6, nach äußerem Anschein ohne Akteneinsicht). Sie ist im Plangebiet
vorherrschend Zwei. Die folgende Karte (Stand 2020) zeigt die Geschosszahl der
einzelnen Gebäude unter Einbeziehung des näheren Umfeldes.
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Als ortsbildprägendes Merkmal bilden die Dachformen einen wesentlichen Aspekt. Mit
Ausnahme der Sondernutzung Schule außerhalb des Plangebietes sowie eines am Rand
der Kuppe des Josefsbergs gelegenen Bungalows und der gemeinnützigen Einrichtung in
der Gymnasiumstraße haben alle Gebäude (Hauptanlagen) ein Steildach und damit ein
zusätzliches Dachgeschoss. Das Satteldach macht den Hauptanteil aus, daneben sind
einzelne Walm- und Mansarddächer sowie deren Kombination für die Umgebung des
Plangebietes prägend.
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Die Josefinenstraße – im Volksmund auch „Ochsenbuckel“ genannt – macht vom
Leopoldplatz ausgehend einen Bogen um den Josefsberg mit einem Höhenunterschied
von 45 m. Durch die Hanglage sind bei den meisten Gebäuden die Untergeschosse offen
sichtbar und deren Nutzung entsprechend möglich. Ebenso wie sich von der Lage des
Josefsbergs aus Ausblicke über das Stadtgebiet bieten sind manche Gebäude durch
Fernwirkung gekennzeichnet und bekommen durch die exponierte Lage besondere
Bedeutung.
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Blick von der Josefinenstraße in die Hedingerstraße mit dem Naturdenkmal (Linde rechts)

Blick in die Gymnasiumstraße angrenzend an das Plangebiet

Diese Bilder zeigen beispielhaft die prägenden Bautypen und Gestaltungsmerkmale:
Zwei-Geschossigkeit, straßenraumbildende Baukörper mit gegliederten Steildächern,
Material- und Farbspiel bei abwechslungsreicher Fassadengliederung.
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Als Art der Nutzung ist grundsätzlich Wohnen vorgesehen. Um in bestimmtem Umfang
Wohnen und Arbeiten kombinieren sowie andere wohngebietsverträgliche Nutzungen
zulassen zu können, wird mit Einschränkungen ein allgemeines Wohngebiet nach § 4
BauNVO festgesetzt.

Die Grundflächenzahl (GRZ) entspricht mit 0,4 sowohl dem in § 17 BauNVO gegebenen
Orientierungswert als auch dem Wert der angrenzenden Bebauungspläne. Die bestehende
Baustruktur liegt innerhalb dieses Rahmens, so dass zur Beibehaltung des maximal
überbaubaren Grundstücksanteils auch die zukünftige Entwicklung hieran gemessen wird.
Da im Plangebiet einzelne sehr kleine Grundstücke bestehen, wird zur Ermöglichung
gängiger Wohngrundrisse und beabsichtigter Innenentwicklung für diese ausnahmsweise
eine Bebauung mit GRZ bis zu 0,5 zulässig.
Bei der Abgrenzung verschiedener Festsetzungen innerhalb eines Grundstücks bleibt die
Grundstücksfläche Bezugsgröße zur GRZ-Berechnung.

Die Geschossflächenzahl (GFZ) ist mit 0,8 als Höchstwert festgesetzt, um bei maximaler
Ausnutzung der Grundfläche zwei Vollgeschosse errichten zu können. Bei den auf ein
Geschoss beschränkten Baufeldern (WA 1) ist keine GFZ erforderlich.
Die ortstypisch bestehende offene Bauweise wird festgesetzt. Damit sind folgende
Haustypen zulässig: Einzelhäuser (auch Mehrparteienhäuser), Doppelhäuser oder
Hausgruppen wie Reihenhäuser.

Die Baugrenzen gelten für Hauptgebäude, um einerseits Straßenfluchten zu bilden und
andererseits rückwärtige oder seitliche Gartenflächen von Bebauung frei zu halten.

Die Zahl der Vollgeschosse ist auf maximal zwei festgelegt, um der gegebenen Struktur
zu entsprechen.
Differenziert wird in zwingend zweigeschossig entlang der Josefinenstraße bis zum
Abzweig Alemannenweg, um den Charakter der Stadtvillen beizubehalten und in diesem
innenstadtnahen Bereich Mindestbauvolumen nicht zu unterschreiten.
In den Randbereichen gilt die Zweigeschossigkeit als Höchstwert, um den jeweiligen
Bedürfnissen und angrenzenden Baustrukturen entsprechend angemessen planen zu
können.
Am Rand der Kuppe des Josefsberges sind einzelne Baufelder aufgrund der besonderen
Lage mit maximal eingeschossigen Gebäuden vorgesehen, um Blicke vom und zum
Josefsberg frei zu halten.

Wenn durch zulässige Dachaufbauten sowie bei Mansarddächern ein Dachgeschoss
rechnerisch nach LBO als Vollgeschoss gewertet wird, ist dies ausnahmsweise als drittes
Geschoss zulässig und entspricht dem Ziel, zusätzlichen Wohnraum zu schaffen, wenn
das Gebäude nach außen weiterhin zweigeschossig wirkt. Die weitgehend durchgängige
Trauflinie über dem zweiten Vollgeschoss wird für eine solche Ausnahme vorausgesetzt.

Da dies ein Bebauungsplan im Bestandsgebiet mit vollständig vorhandener
Verkehrserschließung ist, werden keine Festsetzungen zu Verkehrsflächen gemacht.
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8. Umweltrelevante Informationen zum Bebauungsplan

Bei diesem Bebauungsplan nach § 13a BauGB gelten mögliche naturschutzrechtliche
Eingriffe als bereits erfolgt oder sind ohne Ausgleich zulässig. Dennoch werden die
Belange, die für die Abwägung bedeutsam sind, nach § 2 Abs. 3 BauGB im Folgenden
zusammengestellt.

Gesetzliche Natur- und Landschaftsschutzkategorien

Der Planbereich liegt im Naturpark Obere Donau, dessen Verordnung sich nicht auf den
planungsrechtlichen Innenbereich bezieht. Andere Schutzgebietskategorien wie Wasser-,
Landschafts- oder Vogelschutzgebiet sowie geschützte Biotope bestehen nicht, auch nicht
im angrenzenden Wirkungsbereich des Bebauungsplans. Ein Vorschlag zum Offenland-
Biotopverbund erstreckt sich westlich des Plangebietes entlang der bewaldeten Hangkante
„Hinter der Buchhalde“ vom Donaubad bis zum Josefsberg ohne Relevanz für die Planung.

Biotopverbund (LUBW)

Es besteht ein Naturdenkmal an der Einmündung Hedingerstraße/Josefinenstraße, die
„Sommerlinde bei der Handwerkskammer“ als Einzelgebilde mit der Schutzgebiets-Nr.
84371040027. Eine bauliche Nutzung des angrenzenden Grundstücks setzt geeignete
Baumschutzmaßnahmen voraus, um die Vitalität der Linde nicht zu beeinträchtigen (siehe
auch IV. Hinweis Nr. 8).
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Naturdenkmal (LUBW)

Artenschutz

Als Ergebnis einer Übersichtsbegehung und Datenrecherche besteht Lebensraumpotenzial
für Fledermäuse und europäische Vogelarten als typische Kulturfolger einer Siedlung, die
durch Wohngebäude mit Satteldach und Ziergärten mit Gehölzbeständen unterschiedlicher
Pflegeintensität geprägt ist. Die vorhandenen Gehölzbestände sowie die Gebäude bieten
Brutmöglichkeiten für Vogelarten des Siedlungsraumes. Es sind Arten der ökologischen
Gilde der Baum- und Strauchfreibrüter sowie Höhlen- bzw. Nischenbrüter zu erwarten.
Zudem bieten die Gebäude Quartierpotenzial für Fledermäuse.

Weitere artenschutzrechtlich relevante Arten bzw. Artengruppen können nach erster
Einschätzung aufgrund fehlender oder ungeeigneter Lebensräume sowie aus Gründen
ihrer Verbreitungsareale ausgeschlossen werden.

Ziel der Planung ist, Vorhaben zu ermöglichen, die diesen anthropogen geprägten
Habitatstrukturen entsprechen. Eine Unwirksamkeit des Bebauungsplans aufgrund
artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände kann ausgeschlossen werden, da der
planungsrechtliche Zulässigkeitsmaßstab und Inhalt nicht wesentlich geändert werden.

Gegebenenfalls können artenschutzrechtliche Verbotstatbestände im Zusammenhang
geplanter Vorhaben durch Beachtung von Vegetationsperiode, Fortpflanzungs- und
Ruhezyklen oder durch funktionssichernde Ersatzmaßnahmen ausgeschlossen werden.
Dies ist auf der jeweils konkreten Vorhabenebene zu prüfen, um die betroffene Situation im
zeitlich relevanten Rahmen und in räumlich angemessener Eingrenzung zu erfassen und
entsprechend zu reagieren. Die artenschutzrechtlichen Vorschriften nach § 44 BNatSchG
sind sowohl beim Errichten baulicher Anlagen als auch beim Rückbau bestehender
Gebäude oder Baumfällungen in Verantwortung der Vorhabenträger zu berücksichtigen.
Eine weitergehende Erfassung der Arten ist aufgrund der gegebenen Habitatpotenziale
nicht erforderlich. Genaue Kenntnisse über die aktuell vorkommenden Vogel- und
Fledermausarten würden sich weder auf den Planinhalt auswirken noch konkrete
Vermeidungs- oder Kompensationsmaßnahmen begründen.
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Gehölze im Bereich der
Kreuzung Josef-
/Josefinenstraße

Waldabstand

Nach § 4 Abs. 3 LBO müssen Gebäude und bauliche Anlagen mit Feuerstätten von
Wäldern mindestens 30 m entfernt sein. Dies gilt nicht für Gebäude, die nach den
Festsetzungen des Bebauungsplans mit einem geringeren Abstand als 30 m zulässig sind,
sowie für bauliche Änderungen rechtmäßig bestehender baulicher Anlagen. Ausnahmen
können zugelassen werden.

Die 2 ha umfassende bewaldete Kuppe des Josefsberges, die die Lichtung um die
Josefskapelle sowie den Kindergarten einschließt, hat vor allem als Grünanlage nahe des
Stadtkerns und als Attraktion sowie Aussichtspunkt für das Stadtbild große Bedeutung. Der
forstwirtschaftliche Nutzen tritt dagegen zurück und würde nicht den üblichen Abstand zu
Wohngebäuden begründen.

Aufgrund der bestehenden baulichen Anlagen und Nutzungen sowie der vorhandenen
Wege um und über den Josefsberg sind gegenwärtig und wiederkehrend Maßnahmen zur
Verkehrssicherung mit besonderer Aufmerksamkeit erforderlich.

Der Geltungsbereich dieses Bebauungsplans grenzt östlich mit Baufenstern, die dem
Bestand entsprechen, an den Waldrand. Hier umgibt der Gebäudebestand zusammen mit
der Bebauung nördlich an der Gustav-Bregenzer-Straße und südlich an der Kapellenstraße
den Josefsberg ohne den grundsätzlich nach LBO vorgesehenen Abstand.

Auf Flurstück Nr. 198/2 hat das Gebäude (ehemalige Handwerkskammer) ausnahmsweise
einen Abstand von 20 m zum Waldrand, aber auch hier wird zum Lückenschluss die
Baugrenze ohne nennenswerten Abstand zum Waldrand festgesetzt. Hierdurch wird die
Situation des Waldeigentümers hinsichtlich der Haftung und der einfachen Bewirtschaftung
nicht maßgebend verschlechtert und ist demzufolge zumutbar. Eine besondere Gefahr von
Leben oder Gesundheit ist bei bestehender Verkehrssicherungspflicht nicht festzustellen.

Zusätzlich ist jedoch zur Wahrung der Sicherheit der Wohn- und Arbeitsbevölkerung für die
Zulassung von Neubauten in diesem Bereich die Ausbildung eines stabilen Waldrandes mit
Bäumen zweiter Ordnung eine Voraussetzung. Damit soll das Nebeneinander von
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baulicher Entwicklung und die Erhaltung des prägenden Wäldchens am Josefsberg
ermöglicht und das Gefahrenrisiko minimiert werden.

Um Nachteile für die Waldeigentümerin einzugrenzen, kann eine Haftung für Personen-
und Sachschäden durch umfallende Bäume ausgeschlossen und auch grundbuchrechtlich
gesichert werden.

Bebauung nordwestlich der Josefinenstraße mit Blick zum Josefsberg

Fläche und Boden

Ziel des Plans ist die Aktivierung und Intensivierung eines Wohngebietes, das im
Flächennutzungsplan als Wohnbaufläche dargestellt und auch schon weitgehend bebaut
ist. Mit der Errichtung weiterer Wohngebäude im Plangebiet Josefinenstraße Süd kann die
Inanspruchnahme bisher landwirtschaftlich genutzter Fläche für die Siedlungsentwicklung
andernorts reduziert werden. Die innenstadtnahe Verdichtung trägt dazu bei, Verkehr zu
vermeiden und bestehende Infrastruktur zu nutzen. Mit dem Bebauungsplan der
Innenentwicklung wird keine Umwidmung von Flächennutzungen zugunsten der
Siedlungsentwicklung erforderlich.

Der Versiegelungsgrad liegt im Plangebiet (41.900 m2) insgesamt zurzeit bei ca. 50%, dies
schließt die öffentlichen Verkehrsflächen ein, die im Geltungsbereich einen Anteil von 27%
ausmachen. Mit der anvisierten weiteren baulichen Nutzung von Grundstücken ist mit einer
Erhöhung des Anteils an bebauter und befestigter Fläche auf insgesamt 63% (+ 5.400 m2)
zu rechnen, wenn der Grünanteil der bislang freien Grundstücke bei baulicher Nutzung im
Mittel 50% beträgt.
Aus Sicht des Bodenschutzes spricht für diese Entwicklung, dass zusätzlich zu möglichen
Baugrundstücken keine weitere Bodenbeanspruchung/Versiegelung für Verkehrsflächen
ausgelöst wird. Auf die allgemeinen Maßnahmen zum Bodenschutz wird in Abschnitt IV.
hingewiesen.

Wasser, Luft und Klima

Aufgrund der Kleinräumigkeit, der Gegebenheiten und des Inhalts der Planung sind für die
Umweltaspekte Wasser, Luft und Klima keine maßgebenden Auswirkungen zu nennen.
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II. Planungsrechtliche Festsetzungen zum Bebauungsplan 01-207
„Josefinenstraße Süd“ Sigmaringen

1. Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
s. Planeinschrieb

- Allgemeines Wohngebiet – WA gemäß § 4 BauNVO
Die Ausnahmen gemäß § 4 Abs. 3 Nr. 4. bis 5. BauNVO „Gartenbaubetriebe und
Tankstellen“ sind nicht Bestandteil des Bebauungsplanes, also auch nicht ausnahmsweise
zulässig (gemäß § 1 Abs. 6 BauNVO).

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1. BauGB i.V.m. §§ 16-20 BauNVO) Das
Maß der baulichen Nutzung wird bestimmt durch:

2.1 Die Grundflächenzahl – GRZ (§ 19 BauNVO)
s. Planeinschrieb
Bei Grundstücken bis zu einer Größe von 250 m2 ist ausnahmsweise eine Bebauung bis
zu einer GRZ von 0,5 zulässig.

2.2 Die Geschoßflächenzahl – GFZ (§ 20 BauNVO)
s. Planeinschrieb

2.3 Die Zahl der Vollgeschosse – Z (§ 20 BauNVO i.V.m. §2 Abs. 6 LBO)
s. Planeinschrieb.
Als Ausnahme ist das Dachgeschoss als rechnerisch drittes Vollgeschoss zulässig, wenn
die zulässige Fläche von 75% des darunterliegenden Geschosses durch zulässige
Dachaufbauten sowie bei Mansarddächern überschritten wird und wenn dabei das
Gebäude nach außen weiterhin zweigeschossig wirkt. Hierzu wird die weitgehend
durchgängige Trauflinie mit mindestens 80% einer Wandlänge direkt über dem zweiten
Vollgeschoss vorausgesetzt.

Falls ein Gebäude sich über die Abgrenzung zweier Festsetzungen erstreckt, wird die
Zulässigkeit der Geschossigkeit für jeden Teil separat beurteilt.

3. Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 2. BauGB i.V.m. §§ 22-23 BauNVO)

3.1 Die Bauweise
s. Planeinschrieb

offene Bauweise – o (§ 22 Abs. 2 BauNVO)

3.2 Die überbaubaren Grundstücksflächen
s. Planeintrag

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind durch Baugrenzen bestimmt. Stellplätze sind
auch außerhalb der Baugrenzen zulässig. Garagen, überdachte Stellplätze sowie
Nebenanlagen nach § 14 sind außerhalb der Baugrenzen zulässig, wenn sie zu den



Textteil zum Bebauungsplan „Josefinenstraße Süd“ Sigmaringen [Stand: 24.10.2023]

Az.: 3/10-621.41-01-207 Stadtplanungsamt Sigmaringen Seite 17 von 23

baulichen Anlagen ohne eigene Abstandsflächen gemäß § 6 LBO zählen, müssen jedoch
zu öffentlichen Verkehrsflächen einen Mindestabstand von 2,00 m einhalten.

Bestehende Wasser- und Gasleitungen der Stadtwerke Sigmaringen GmbH dürfen nicht
überbaut werden.

Innerhalb des nach LBO erforderlichen Waldabstands angrenzend an Flurstück Nr. 201/7
(s. Planeintrag) sind gemäß § 9 Abs. 2 BauGB Neubauten erst dann zulässig, wenn ein
stabiler Waldrand mit Bäumen zweiter Ordnung ausgebildet und dauerhaft angelegt wird
oder durch andere Maßnahmen sichergestellt ist, dass das Nebeneinander von Wald und
Bebauung kein erhöhtes Risiko für Leben und Gesundheit auslöst.
Diese Bedingung gilt entsprechend § 4 Abs. 3 LBO nicht für bauliche Änderungen
rechtmäßig bestehender baulicher Anlagen.

4. Vorhandene Anlagen können nach § 1 Abs. 10 BauNVO ausnahmsweise auch dann
erweitert, geändert und erneuert werden, wenn sie nach den Festsetzungen unzulässig
wären und wenn sie damit die Planungsabsicht nicht wesentlich beeinträchtigen.

3. Maßnahmen für Natur und Landschaft
Baumerhalt
s. Planeintrag
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III. Satzung über örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO zum
Bebauungsplan 01-207 „Josefinenstraße Süd“ Sigmaringen

§ 1 Räumlicher Geltungsbereich
Die örtlichen Bauvorschriften gelten für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungs-
planes „Josefinenstraße Süd“, Gemarkung Sigmaringen, in der Fassung vom 24.10.2023.

§ 2 Örtliche Bauvorschriften gemäß § 74 LBO

1. Dachneigungen und Dachformen der Hauptgebäude sind zulässig entsprechend der
Einschriebe im zeichnerischen Teil des Bebauungsplanes.
Untergeordnete Teile des Daches (wie ein Aufzugsschacht) sowie niedrige untergeordnete
Gebäudeteile (wie eingeschossige Erker), können als Flachdach zugelassen werden, wenn
die Hauptform nicht beeinträchtigt wird.

Dachaufbauten sind zulässig, wenn sie einen Abstand von mindestens 2 m vom Ortgang
haben, die Traufkante nicht mehr als 20% der Wandlänge unterbrechen, eine Breite von 4 m
nicht überschreiten und in Summe nicht mehr als 60% der Hausbreite ausmachen.

Dacheinschnitte sind zulässig, wenn sie den Ortgang nicht unterbrechen und einen
untergeordneten Teil der Dachfläche ausmachen, so dass als deutliche Hauptform das
geneigte Dach besteht.

Die prägende Form, Dimension und Gliederung der Dächer bei Gebäuden Josefinenstraße
8/1 und 17 sind zu erhalten.
Veränderungen sind mit den Maßgaben dieser Satzung möglich. Sie dürfen ersetzt oder
umgebaut werden, wenn die Verkehrssicherung trotz Instandsetzung und –haltung nicht
gewährleistet werden kann oder zur Erhaltung nachweislich keine wirtschaftlich zumutbare
Möglichkeit besteht.
Die Erneuerung, ein Umbau oder ein Wiederaufbau müssen entweder dem historischen
Vorbild entsprechen oder eine vergleichbare städtebauliche und nach ihrem äußeren
Erscheinungsbild gestalterische Wirkung des Daches erzeugen. Dies gilt maßgeblich für die
Aspekte Form/Kubatur/Volumen, Material und Farbgebung sowie die Gliederung und
Proportion der Anlage.

2. Fassaden und Dachmaterial /Farbgebung:

Beispielspektrum von Erdfarben
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Die Farb- und Materialwahl ist am bestehenden Stadtbild der Innenstadt Sigmaringens
sowie dem typischen Umfeld des Plangebietes zu orientieren und dementsprechend durch
Erd-, Ocker- und Rottöne zu bilden. Reinweiß ist nur ausnahmsweise für untergeordnete
Bauteile und Flächen oder als Akzentfarbe zulässig.

- Bei Material- und Farbwahl für Außenwände, Dachflächen und nach außen wirkende
Bauteile sind grelle Farben oder stark reflektierende und spiegelnde Materialien
- ausgenommen Glas - unzulässig.

3. Fassadengliederung, Öffnungsdetails
Historische Elemente im Bereich von Wandöffnungen, wie Fenster, Fensterläden,
Fensterlaibungen oder Hauseingangstüren sind zu erhalten und zu pflegen.

Diese schützenwerten Bauteile sind besonders bei den Häusern Josefinenstraße 8, 8/1,
12, 17 und 19 vorhanden. Sie dürfen nur ersetzt werden, wenn die Verkehrssicherung trotz
Instandsetzung und –haltung nicht gewährleistet werden kann, zur Erhaltung nachweislich
keine wirtschaftlich zumutbare Möglichkeit besteht oder andere gesetzliche Vorschriften
entgegenstehen.
Neue Bauteile müssen in Material, Farbe und Gestaltung dem historischen Vorbild
entsprechen oder eine vergleichbare Wirkung zur Differenzierung und Gliederung der
Fassade erzeugen.

Auch bei Neubauten und umfassenden Gebäudeanpassungen werden erhöhte
Anforderungen an die Gestaltung der Außenfassaden gestellt. Gebäudefassaden sind
grundsätzlich als Lochfassaden mit hochrechteckigen Wandöffnungen auszuführen. Das
schließt ein, dass andere Öffnungsformate und Formen zum Beispiel im Bereich des
Giebels, eines Eingangs oder Erkers als Sondersituation zulässig sind. Gebäude mit
Sondernutzung wie Gewächshäuser oder Archive, deren Funktion fraglos andere
Fassaden erfordern sind als Ausnahme zulässig.

Fassaden sind beispielsweise durch Vor- und Rücksprünge, Gesimse oder Faschen so zu
gliedern, dass die gestalterische Eigenart im maßgeblichen Gebäudeumfeld gewahrt,
aufgenommen oder wiederhergestellt wird. Bei Gebäuden mit einer straßenseitigen Länge
von weniger als 10 Meter ist keine räumlich wirksame Gliederung erforderlich.

4. Werbeanlagen:
- Anlagen der Außenwerbung, die 1 m2 Ansichtsfläche überschreiten, dürfen nur an
straßenseitigen Fassaden der Gebäude unterhalb der Brüstungshöhe des ersten
Obergeschosses angebracht werden. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung
als Eigenwerbung zulässig.

- Zulässig sind Werbeanlagen am Gebäude, deren Schriftzüge mit Einzelbuchstaben mit
einer maximalen Schrifthöhe von 0,60 m ausgebildet sind. Einzelne Elemente (z.B.
Anfangsbuchstaben, Logos) können bis zu 1,20 m hoch sein. Die Tiefe der Werbeanlage
oder der Gesamtabstand zur Außenwand des Gebäudes darf 0,3 m nicht überschreiten.

- Alle Werbeanlagen müssen in Werkstoff, Farbe, Proportion und Anordnung auf die
Gestaltung der Fassade abgestimmt sein und sich dieser in ihrer Gestaltung unterordnen.
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- Werbeanlagen können unbeleuchtet, hinterleuchtet oder angestrahlt werden.
Wechselndes oder bewegtes Licht ist unzulässig. Lichtprojektionen und
Bildschirmwerbungen sind unzulässig. Beleuchtung muss blendfrei sein.

5. Einfriedungen, die an öffentliche Straßenfläche angrenzen, sind bis maximal 1 m Höhe
zulässig. (§ 74 Abs. 1 Nr. 3 LBO).

6. Stützmauern zur Geländemodellierung und Absicherung der Höhenunterschiede sind an
den Grundstücksgrenzen sowie im bis zu 2,0 m breiten Grenzbereich bis maximal 1,0 m
Höhe zulässig. (§ 10 i.V.m. § 74 Abs. 3 LBO) Der Nachweis über Geländeveränderungen
ist gemäß § 2 Abs. 3 LBOVVO in den Planunterlagen darzustellen.

7. Stellplätze
Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen (§ 37 Abs. 1 LBO) wird auf 1,5 Stellplätze
erhöht, wobei jeweils auf ganze Zahlen aufgerundet wird. Für diese Stellplätze gilt § 37
LBO entsprechend.

§ 3 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig handelt, wer den örtlichen Bauvorschriften nach dieser Satzung
vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt. Bei Zuwiderhandlungen gegen die örtlichen
Bauvorschriften gelten die Bestimmungen des § 75 LBO.

§ 4 Inkrafttreten

Die örtlichen Bauvorschriften treten mit der öffentlichen Bekanntmachung des
Satzungsbeschlusses über den Bebauungsplan nach § 10 Abs. 3 BauGB i.V. mit § 74 Abs.
7 LBO in Kraft.
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IV. Hinweise

1. Bodenschutz
Die Grundsätze des sparsamen und schonenden Umganges mit dem Boden sind zu
beachten. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen (§ 4
BodSchG, §§ 1 und 2 BauGB, §§ 1 und 2 BNatSchG).
Der Mutterboden ist getrennt vom übrigen Aushub abzutragen und vor Vernichtung oder
Vergeudung zu schützen (§§ 1 und 202 BauGB, §§ 1 und 2 BNatSchG, 4 BodSchG). Um
die biologische Aktivität des Mutterbodens zu erhalten, ist dieser in maximal 2 m hohen
Mieten bis zur Wiederandeckung/Verarbeitung zwischenzulagern. Die Mieten sind durch
geeignete Profilierung vor Vernässung zu schützen.
Bei Geländeauffüllungen innerhalb des Baugebiets, z.B. zum Zwecke des
Erdmassenausgleichs oder der Geländemodellierung, darf der humose Oberboden
(Mutterboden) des Urgeländes nicht überschüttet werden.
Bei der Erschließung und den einzelnen Bauvorhaben ist den Standards der DIN 19731
zur „Verwertung von Bodenmaterial“ sowie dem Merkblatt des Landkreises Sigmaringen
"Bodenschutz bei Bauarbeiten" zu folgen.
Sollte anfallender Bodenaushub für Auffüllungen im Außenbereich vorgesehen sein, ist das
Merkblatt des Landkreises Sigmaringen „ErdauffüIIungen / Erdaufschüttungen im
Außenbereich“ zu beachten.

2. Grundwasser
Falls bei Bauarbeiten im Plangebiet Grundwasser angetroffen wird, ist sofort der
Fachbereich Umwelt und Arbeitsschutz des Landratsamtes Sigmaringen zu informieren.
Gleichzeitig wird darauf hingewiesen, dass einer dauerhaften Grundwasserabsenkung
nicht zugestimmt werden kann. Im Nordosten des geplanten Baufeldes sind einige
Quellfassungen vorhanden; diese sind bei der Planung und Umsetzung der zukünftigen
Bauvorhaben zu berücksichtigen.

3. Niederschlagswasser
Für die Beseitigung von Niederschlagswasser von befestigten und unbefestigten Flächen
ist der § 55 Abs. 2 des Wasserhaushaltsgesetzes (Handhabung von Niederschlagswasser)
sowie der § 46 des Wassergesetzes für Baden-Württemberg (Abwasserbeseitigungspflicht)
zu beachten. Hierbei sind die Verordnung des Ministeriums für Umwelt über die dezentrale
Beseitigung von Niederschlagswasser vom 22.03.1999, die Arbeitshilfen der LUBW „für
den Umgang mit Regenwasser in Siedlungsgebieten“, das Merkblatt der DWA-A-138 sowie
der Leitfaden zur naturverträglichen Regenwasserbewirtschaftung des Umweltministeriums
anzuwenden.

4. Wassergefährdende Stoffe
Heizölverbraucheranlagen sind in Überschwemmungsgebieten und in weiteren
Risikogebieten verboten (§ 78c WHG). Beim Umgang mit wassergefährdenden Stoffen
nach § 62 WHG (z. B. Heizöl, Diesel) müssen die Anforderungen, die sich aus der
Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen - AwSV-
ergeben, eingehalten werden. Flächen, auf denen mit wassergefährdenden Stoffen
umgegangen wird, sowie Flächen, auf denen stärkere Ablagerungen durch Immissionen zu
erwarten sind, müssen wegen deren Schmutzfrachten und aus Vorsorgegründen an die
Sammelkläranlagen angeschlossen werden.
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5. Bauabfall, Altlasten
Anfallende Bauabfälle, Bauschutt und Abbruchmaterial müssen getrennt gesammelt und
einer Verwertung zugeführt bzw. als Abfall entsorgt werden.
Bei der Verwertung von mineralischen Reststoffen sowie von humosem Bodenmaterial
sind die Anforderungen der am 1.8.2023 in Kraft getretenen bundeseinheitlichen
„Mantelverordnung für Ersatzbaustoffe und Bodenschutz“ mit der Einführung einer
Ersatzbaustoffverordnung und Neufassung der Bundes-Bodenschutz- und
Altlastenverordnung sowie Änderung der Deponie- und Gewerbeabfallverordnung
einzuhalten.

6. Rodung von Gehölzen außerhalb der Vogelbrutzeit
Die Rodung von Gehölzen ist außerhalb der Vogelbrutzeit, also vom 01.Oktober bis zum
29.Februar, auszuführen. In Ausnahmefällen kann von der vorgegebenen Frist abgewichen
werden, wenn durch fachkundige Begutachtung sichergestellt wird, dass kein Gelege von
den Arbeiten betroffen ist. (gemäß §§ 39 und 44 BNatSchG, Artenschutz)

7. Immissionsschutz - Wärmepumpen
Bei der Planung, beim Einbau und Betrieb von Wärmepumpen, Mini-Blockkraftwerken
und Klimaanlagen ist der „Leitfaden für die Verbesserung des Schutzes gegen Lärm bei
stationären Geräten (Klimageräte, Kühlgeräte, Lüftungsgeräte, Luft-Wärme-Pumpen und
Mini-Blockheizkraftwerke)" der Bund-/Länder-Arbeitsgemeinschaft für Immissionsschutz
(LAI) zu beachten.
In allgemeinen Wohngebieten gelten nach TA Lärm die lmmissionsrichtwerte von 55
dB(A) tags und 40 dB(A) nachts.

Der Leitfaden ist unter folgendem Link abrufbar:
https://www.lai-immissionsschutz.de/Aktuelles.html?newsID=93

8. Naturdenkmal
Das Naturdenkmal an der Einmündung Hedingerstraße/Josefinenstraße, die „Sommerlinde
bei der Handwerkskammer“ ist als Einzelgebilde mit der Schutzgebiets-Nr. 84371040027
erfasst. Eine bauliche Nutzung des angrenzenden Grundstücks setzt geeignete
Baumschutzmaßnahmen voraus, um die Vitalität der Linde nicht zu beeinträchtigen. Bei
Baumaßnahmen im Bereich der Sommerlinde sind die Vorgaben der DIN 18920
einzuhalten. Anlage: Merkblatt zur DIN 18920.

9. Artenschutz – BNatSchG § 44
Die Fällung älterer Bäume sowie Umbau-, Sanierungs- oder Abbrucharbeiten erfordern
vorwiegend bei Dachgeschossen eine artenschutzfachliche Prüfung, um besonders
Konflikte mit Brutvögeln und Fledermäusen auszuschließen. Die Vorschriften für
besonders geschützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten sind gemäß § 44
BNatSchG zu berücksichtigen (Tötungs-, Störungs- und Beschädigungsverbot).
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Rechtsgrundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. I S. 3634), zuletzt
geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 20.07.2022 (BGBI. I S. 1353)

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.11.2017 (BGBI. I S.
3786), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I S. 1802)

Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBI. 1991 I S. 58), zuletzt geändert durch Artikel 3
des Gesetzes vom 14.06.2021 (BGBI. I 8.1802)

Landesbauordnung für Baden-Württemberg (LBO) vom 05.03.2010 (GBI. S. 357, 358), gültig
ab dem 01.03.2010, zuletzt geändert durch Artikel 27 der Verordnung vom 21.12.2021 (GBI.
2022 S. 1, 4)

§ 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) in der Fassung vom 24.07.2000
(GBI. S. 581, ber. S. 698) zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 02.12.2020 (GBI.
S. 1095, 1098)




